
Aktenzeichen:

1. 353“.25151

Verkündet

am 290 August 1963

I m N & m‘e n d e e V e l k e 5

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin,

.gegen

0 c 0 o o . I . 0 6 n .

Kläger und Revisionsbeklagten‚l

hat der '?O Senat des Bundessozialäerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29° August 1963, an der
mitgewirkt haben '

Senatspräsident Dr° B e r n d t
als Vorsitzender,

'Bundesrichter Dr° K l ä ß 1 und

Bundesriehtcr Dr° K r e b 3
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter K ö h l e r und

Bundessozialrichtcr Dr„ Dr° H e l m s
' als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 17. Januar

_1961 aufgehoben;

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückvcr—

wiesen°

IV
0 n R e c h t s w e g e n .
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II"

9.2.2. @9.=_..._‚. ‚. __

„ Der 1899 geborene Kläger war seit 1922 Bediensteter der

Reichsbahn, anschließend bis Oktober 1957 der Deutschen

Bundesbahn° Bereits von Februar 1957 ab bezog-er Rente
Wegen Berufsunfähigkeit sowie Zusatzrente von der Bundes—

bahnversicherungsanstalt° Am l1„ Oktober 1957 meldete sich

der Kläger arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld (Alg)=

Nach‘U■tersu0hung durch den Arzt des Arbeitsamts wurde

'scin Begehren abgelehnt, weil das Leistungsvermögen nicht

ausreiche, um eine Arbeit unter den üblichen Bedingungen

des allgemeinen Arbeitsmarkts auszuüben° Der Widerspruch

blieb erfolglos° Im Klegewege hob das Sozialgericht (SG)

‘ die entgegenstehenden Bescheide der Beklagten auf und ver—
’urteilte sie, "dem Kläger Alg für 156 Tage ab Arbeitslos—

.meläung unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen zu

zahlen" (Urteil vom 25, November 1959)° Das Lendessozial—.

gericht (LSG), das die Berufung der Beklagten zurückwies,

bestätigte diese Entscheidung: Da der Kläger nach den

1 Feststellungen der ärztlichen Gutachter in der Lage sei,

eine leichte Beschäftigung von mehr als 24 Stunden wöchent—
lich, möglicherweise sogar noch mehr, zu übernehmen, stehe

er der Arbeitsvermittlung zur Ver ügung° In allen Fällen

nur zeitlicher Einschränkung der Verfügbarkeit cntfellc

die be$ondere Prüfung, ob insoweit geeignete Arbeitsplätze

auf dem in Betracht kommenden Arbeitsmarkt vorhanden seien

(Urteil von 17° Januar 1961)°

Revision wurde zugelassen„,

Die Beklagte legte gegen das am 25° April 1961 zugestellte

Urteil am 180 Mai Revision ein und begründete sie - nach
'Fristverlängerung_gemäß @ 164 Abs° 1 Satz 2 des Sozial—

gerichtsgesctzes (SGG) — am 22° Juli 1961° Die vom LSG

vertretene Auffassung, daß auch bei Personen mit einge—

.schränktem Leistungsvermögen eine Beschäftigung von nicht
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nur geringfügigen Umfang ohne Rücksicht auf die Üblichkéit

zur Bejahung der Verfügbarkeit ausreiche, sei nicht durch

@ 76 Abs° 1_des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar—

beitslosenversieherung (AVAVG) gedeckt und halte sich in

Gegensatz zu der ständigen Rechtsprechung des Bundessozial—

gerichts (BSG), das wiederholt (Vgl.° BSG 11, 16; 12, 226 ua)
entschieden habe, daß der Arbeitsvermittlung nicht zur Ver—

fügung stehe, wer infolge der Minderung seines Leistungs—

vermögen zx.ar in mehr als geringfugigem Umfang, aber

nicht für die übliche Dauer der Arbeitszeit beschäftigt

werden könne° Die Ausnahmeregelung des @ 76 Abs° 1 Nro 3

AVAVG sei auf Personen, die wegen eingeschränkten Leistungs—

vermögens seitlich nur begrenzt arbeiten könnten, nicht

anwendbar° Von diesen würden die üblichen Bedingungen hin— \
sichtlich der euer der Arbeitszeit nur erfüllt, wenn auf

dem für den Arbeitslosen in Betracht kommenden Arbeitsmarkt

geeigr etc Arbeitsbl at: e für eine zeitlich begrenzte Tätig-

keit in nennens„ertem Urnf3n vorhanden seieno Eine andere

Auslegung verstoße zudem gegen 5 36 AVAVG, demzufolge die

Vermittlung in Arbeit den leistungen aus der Arbeitslosen-

vers ie? crung vor geheo Bei richtiger Ar.v:endung des 5 76

Abs‘: 1 AV}.VG hätte das LSG feststellen müssen, für welche

Arbeitsverricht*ngen sowie für welche Arbeitszeit der

Klä ger seinem Leistungsvermögen nach tatsächlich noch ver—
fügber .er und ob auf den für ihn in Betracht kommenden

Arbeitsr m1t überhaupt Teilarbeitsplätze der erstrebtcn

Art in ne mnenswertcr Zahl vorhanden seien° '

Die Beklagte beantragt,
‚

unter Aufhebung des
angefochtenen

Urteils

sowie des Ur teils des SG Hildesheim vom
25° November 1959 die Klage abzuweisen,

hilfsweise,
' den Rechtsstreit zu erneuter Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°
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III„

Der Kläger beantragt,
' die Revision der Beklagten als

unbegründet zurückzuweisen„

4.
Er könne nach dem Gutachten von r° $rw:am=leichte Arbeiten

von 30 bis 40 Stunden wöchentlich und sogar darüber ausübcn„

Diese Zeitdauer liege jedenfalls über der Geringfügigkeits—

grenze des für die Versicherungspflicht maßgebenden @ 66

AVAV'G° Es sei undenkbar, daß der Gesetzgeber eine Beschäfti—

gung der Versicherungspflicht unterwerfe, die keine solche

unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsnark—

tes darstelle° Mithin sei der Kläger verfügbar° Uncrheblich

bleibe, ob für ihn geeignete Arbeitsplätze in nenneswcrtem

Umfang vorhanden waren, da diese F°agc allein die Lage des
Arbeitsmarkts betreffc° Durch @ 36 AVAVG werde nicht fest—

gelegt, daß der Anspruch auf Leistungen entfallc, weil ent—

sprechende Arbeitsplätze fehltcno

Die nach @162Abs„ 1 Nr° 1 SGGstatthafte Revision ist
zulässig und auch begründet°

Infolge der Neufassung des AVAVG ist mit Wirkung vom

1, April 1957 an durch @ 74 die Verfügbarkeit für die

Arbeitsvermittlung zu einer selbständigen Voraussetzung
'des Anspruchs auf Leistungen aus der Arbeitslosenver—

sie erung und der Arbeitsloscnhilfe (Alhi) geworden°

Damit ist zugleich der Grundsatz des 5 36 AVAVG berück—
sichtigt, daß die Vermittlung in Arbeit diesen Leistungen

vorgehto Verfügbar ist mithin nur, wer für eine Vermitt-
lung als Arbeitnehmer in Betracht kommt (@ 76 Abs„1 AVAVG).
Alg und Alhi dürfen einem Arbeitslosen nur gewährt werden,

falls er der Vermittlung zur Verfügung steht und seine '

Arbeitslosigkeit lediglich mangels offener Arbeitsstellen

nicht beendet werden kann° Dieser muß zudem - unbeschadet.

der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen — nach seinem

Leistungsvermögen imstande sein, die arbeitsrechtlichen
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Verpflichtungen aus einem unter den u lichen Bedingungen

eingegangenen Bee chäft igungsverhältnis zu erfüllen°

Der Senat hat bereits in seinem Urteil vom 30, Oktober 1959

(BSG 11, 16) ausgeführt, daß das Leistungsvermögen des

Arbeitslosen sich in der'chcl auch auf die übliche Dauer

der Arbeitszeit und auf ihre Verteilung erstrecken muß,

Eine Übun- sei anzunehmen, wenn Arbeitsverhältnisse unter

diesen Bedingungen in nennensmertem Umfang eingegangen zu

werden pflegen, Wenn auch die ”Lage des Arbeitsmarktes"

bei der Prüfung, ob der Arbeitslose ihm zur Verfügung

stehe, unbeschtet bleiben müsse, so könne doch dessen

strukturelle oder sonstige Entwicklung beachtlich sein°

Denn es sei Tatsache, daß die fortschreitende Mcchanisie—

rung der Arbeit bis zur Autor atisierung eine vesentliche

Änderung zahlreicher Arbeits”errichtungen mit sich bringe,

wie auch die Ers ehöpfung der Arbeitskraftreserv cn durch

die Vollbes chü tigung dazu zwinge, auf Arbeitskräfte

zzrucksugreifen, die nicht mehr voll dem Arbeits„arkt zur
Verfügung ständen, und zu einer Umgestaltung der Arbeits-

bedingungen führe° '

Der Senat hat ferner in seinem Urteil vom 28, Juni 1960

(EEG 12, 226) dargelegt, daß ein jedes der drei wesent—
lichen Merkmale der Verfügbarkeit nach 5 76 Abs, 1 Nr° 1

bis 3 AVA\G (ern etliche Arbei tsbereitsehaft, ausreichendes
leistunssvernoven‚ Unbehindertheit durch sonstige Umstände)

in Zusammenhang mit dem Erfordernis stehe, eine Beschäf—-

tigung unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen

Arbeitsmarktes auszuüben° Sei das Leistungsvermögen beein—

trächtig , so werde der Arbeitslose für die Arbeitsvermitt—

lung folglich11ur verfügbar, solange er dies en üblichen
Bed'rgtngcn entsprechen könne° Hierzu müßten Ermittlungen

31gcstel lt und tatsächliche Feststellungen getroffen wer—

den“ ' ' '
Von dies er ständigen Rechtsprechung abzugehen,

besteht

derzeit kein begründeter Anlaß
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IV, Im Gegensatz
zu 5 76 Abs° 1 Nr° 3 AVAVG, wonach es für

die dort bezeichneten Personen'genügt‚ wenn sie eine Be—

schäftigung von mehr als geringfügigen Umfang annehmen

können, ohne daß jeweils zu prüfen ist, ob derartige Be—

schäftigungen auch üblich sind (vgl° Urteile des Senats

vom 3„7‚1962 — 7 RM" 45/62 und 60/61 -)‚ enthält Abs, 1

'r° 2 nicht die Bezugnahmeauf die Geringfügigkeitsgrenze
des @ 66 AVAVG, Deswegen durfte sich das LSG im vorliegen—

den Falle nicht damit begnügen, unter Zugrundelegung der

ärztlichen Gutachten, insbesondere de3jenigen von Dr, med"

Sander, davon auszugehen, der Kläger sei im Zeitpunkt

seiner Arbeitslosmeldung in der Lage gewesen, eine leichte

Beschäftigung — wie zB die eines Pförtner — von mehr als

24 Stunden in der Woche auszuüben, und im übrigen dahin-

stehen zu lassen, ob er darüber hinaus vielleicht sogar

40 Stunden wöchentlich oder mehr habe arbeiten können°
Das LSG h tte vielmehr, um den @ 76 Abs° 1 Nr, 2 AVAVG
zutreffend anzuwenden, fes stellen müssen, ob der Kläger

nach seinem leistungsvermögen imstande ist, die Verpflich-

tungen aus einem unter den üblichen Bedingungen des all—

gemeinen Arbeitsmarktes eingegangenen Arbeitsverhältnis

zu erfüllen° Hierzu war des näheren zu ermitteln, welche

Arbeitsverrichtungen sowie welche Arbeitszeiten für den

K äger tatsächlich in Betracht kommen° Hätten die ein—

schlägigen Feststellungen’erg ben, daß dieser seines

eingeschränkten Leistungsvermögens wegen zwar in mehr

als geringfügigen Umfang, nicht aber für die übliche Dauer

der Arbeiten it beschäftigt werden kann, so mußte das LSG

weiter piüfen, ob entsprechende (geeignete) Arbe‘tsstellen
auf dem für den Kläger in Frage kommenden Teil des Arbeits—

marktes Ende Oktober 1957 in nennenswerten-Umfangs vorhan—

den waren° .
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Weil die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen

fehlen, konnte der Senat nicht selbst darüber entscheiden;

ob der Kläger im Zeitpunkt seiner Arbeitslosmeldung der

Arbeitsvcrmittlung zur Verfügung stand„_'

Die Sache war daher zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung en des LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs„ 2

Satz 2 und Abso 4 SGG)°

Dem LSG bleibt auch die Entscheidung über die Kosten des

Revisionsverfahrens überlassen°
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